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durch die Vorarbeiten der Organisation (des Gremiums) 
präformiert werden, ist von den einzelnen eine größere 
Bereitschaft zum Engagement bei der Auswahl und Kon­
trolle der Gremiummitglieder sowie zwecks aktiver Kritik 
an deren Vorarbeiten zu fordern oder durch »Einpflan­
zung von Motiven oder Rationalisierung von Zwängen« 
zu schaffen. Dabei gilt es zu beachten, daß Engagement die 
mit steigendem »Wohlstand« erweiterten Möglichkeiten 
des privaten und öffentlichen Konsums nicht wahrnehmen 
läßt, Kritik also oft in einer Desorientierung (passive Kri­
tik) des einzelnen ihren Ausdruck findet. 

Wie darzulegen versucht wurde, vermag die Kooperati­
onstheorie reale Vorgänge zu erklären und Ansätze für 
kollektives Handeln im Rahmen der Stadt- und Regional­
planung aufzuzeigen. Im Hinblick auf deren Umsetzung 
wird vor allem Aufklärungsarbeit notwendig sein. Denn 

Partizipation an regionalen und kommunalen Planungs­
prozessen ist, obwohl sie unter den verschiedenartigsten 
hier diskutierten Gesichtspunkten als notwendig erachtet 
wird, nach obigen Darlegungen nicht selbstverständlich. 
Sie muß insbesondere von den Planungsbetroffenen gelernt 
werden. Eine diesbezügliche Chance ist darin zu sehen, daß 
der einzelne im Rahmen der Planspiel-Simulation verschie­
dene Rollen einnimmt, d. h. die Rolle des Politikers, des 
Planers wie des Betroffenen und Außenstehenden, um im 
Wege des höheren Informationsstandes eine größere Be­
reitschaft zur Kritik zu entwickeln, kreativ tätig zu werden 
und die Notwendigkeit zur Kooperation zu erkennen. Al­
lerdings kann bislang noch nicht gesagt werden, wie die 
Planspiel-Simulation in größerem Umfang zu verwirkli­
chen ist. Ob dazu die regionale Presse herangezogen wer­
den sollte, bleibt zu erörtern. 

ARTHUR BLOCH 

Aspekte des Planers zur Entscheidungsfindung in der Regionalplanung 
unter bürgerschaftlicher Beteiligung 

1. 

Die Vermutung, daß die Einstellung des Planers zur 
bürgerschaftlichen Beteiligung an der Entscheidungsfindung 
in der Regionalplanung in erster Linie eine Generations­
frage sei, wird in der Praxis nicht bestätigt. Es gibt neben 
den autokratisch bestimmten unter den erfahrenen Planern 
auch solche, die in langjähriger Tätigkeit ständig inten­
siven Kontakt mit der Basis gepflegt haben. Und es gibt 
in der jüngeren Generation neben den Verfechtern demo­
kratischer Planungsprozesse auch die Planer, die sich in der 
Rolle eines deus ex mach.ina nur ungern durch eine breit 
angelegte Meinungsbildung im Höhenflug ihrer Ideen be­
lastet sehen. Viel stärker als etwa durch das Lebensalter 
wird die Einstellung von Planern gruppenmäßig durch 
ihren Arbeitsbereich geprägt. Es ist ein verständlicher Aus­
druck persönlicher Identifizierung mit den jeweiligen Be­
dingungen, wenn Planer im Wirkungsbereich des Staates 
zu einer anderen Einstellung kommen als Planer im Ak­
tionsfeld der Selbstverwaltung. Aber auch diese Regel 
bleibt nicht ohne Ausnahme, da die Palette der Bestim­
mungsgründe bei Planern ebenso wie bei Mitgliedern an­
derer Gruppen individuell bunt gefärbt ist. 

Es wäre deshalb vermessen, in diesem Beitrag die As­
pekte des Planers an sich zu dem im Thema angesproche­
nen Fragenkomplex darstellen zu wollen. Das gilt um so 
mehr, als nach der Bestimmung des gesamten Themenkrei­
ses vor allem auch Erfahrungen eingebracht werden sollen. 
Wenn das Thema dennoch so angenommen wird, wie es 
gestellt wurde, dann dominiert gegenüber den Bedenken 
in bezug auf die Möglichkeiten der Ausfüllung des Themas 
die Überzeugung, daß beim Versuch einer Bilanz der bür­
gerschaftlichen Beteiligung in der Raumplanung ein Bei-

trag aus dem Erfahrungsbereich der Regionalplanung nicht 
fehlen sollte. 

2. 

Die Regionalplanung nimmt in der Raumplanung eine 
Sonderstellung ein. Abweichend von der gemeindlichen 
Raumplanung und von der Landesplanung für das Lan­
desgebiet, betreut die Regionalplanung in aller Regel einen 
Planungsraum, bei dem eine umfassende Kompetenz eines 
Aufgabenträgers für die Angelegenheiten der Raumge­
meinschaft in unserer Verfassung nicht gegeben ist. Die 
Verhältnisse auf der regionalen Ebene zeigen das vielfäl­
tige Bild, das auch aus anderen Bereichen des öffentlichen 
Lebens als Erscheinungsform des föderalistischen Systems 
bekannt ist. 

Die Aufgaben der Raumplanung auf der regionalen 
Ebene ergeben sich aus zwei Richtungen. Aus dem örtlichen 
Bereich der Gemeinden gewinnen kommunale Aufgaben 
mehr und mehr einen überörtlichen Bezug. Die Verflech­
tungen der Gemeinden untereinander werden stärker. Die 
Funktionsteilung weitet sich aus. Im Zuge dieser Entwick­
lung wird die Unterscheidung zwischen Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft und der überörtlichen Raum­
gemeinschaft zunehmend schwieriger. Von der Landesebene 
aus fächert sich im regionalen Raum die raumbezogene Tä­
tigkeit staatlicher Stellen auf. Hinzu kommen in dieser 
Ebene kommunale Gebietskörperschaften mit eigenständi­
gen Aufgabenbereichen und Tätigkeiten, die für die Raum­
ordnung von Bedeutung sind. 

Die Entwicklung der Regionalplanung und die heutige 
Praxis zeigen übereinstimmend, daß überall dort, wo die 
Regionalplanung nicht alle Raumordnungspartner dieser 



1974 Heft 1 Bloch: Entscheidungsfindung in der Regionalplanung unter bürgerschaftlicher Beteiligrung 31 

Ebene mit ihrem Entwicklungskonzept gleichrangig koor­
diniert, die Wirkungsmöglichkeiten dieser Raumplanungs­
form nicht voll ausgeschöpft werden. Die Koordinierung 
verlangt mehr als nur eine formale Abstimmung der Ab­
sicht der Planungspartner. Sie fordert Entscheidungen mit 
politischer Bedeutung. Albers sieht so auch in der Regional­
planung »den Niederschlag unserer Entscheidungen, wie 
wir unser Leben und unsere Umwelt heute und morgen 
gestalten wollen, was uns also diese Umwelt wert ist - und 
das sind letztlich politische Entscheidungen1 «. Nach Ernst 
geht es bei der Regionalplanung »um den Vorrang ver­
schiedener Werte im Widerstreit von Interessen, für den es 
objektive Kriterien nicht gibt. Solche Entscheidungen müß­
ten nach parlamentarischen Regeln ausgetragen werden2 «. 

Die Erkenntnis des politischen Rangs der Regionalpla­
nung als eines Teilbereichs der Raumordnungspolitik war 
auch mitbestimmend für die Empfehlung der Beratenden 
Versammlung des Europarates an das Ministerkomitee, 
»die Bevölkerung für die Teilnahme an der Vorbereitung 
und Durchführung der Raumor,dnung zu gewinnen, und 
zwar auf dem Wege über ihre gewählten Vertreter auf euro­
päischer, nationaler, regionaler und örtlicher Ebene, sowie 
im Benehmen mit den Vertretern der Berufsverbände, der 
sozialen Einrichtungen, der Wirtschaftsorgane und der kul­
turellen Zusammenschlüsse3«. Die Europäische Raumord­
nungs-Ministerkonferenz hat in ihrer Entschließung vom 
11. 9. 1970 diese Empfehlung aufgenommen und gefordert, 
die Regierungen sollten »die Bildung leistungsfähiger re­
gionaler Strukturen fördern, um die Bevölkerung an der 
Vorbereitung und Durchführung regionaler Programme zu 
beteiligen4 «. 

Die Folgerung, daß damit zumindest für die Zukunft 
eine Entscheidungsfindung in der Regionalplanung auf 
breiter Basis erwartet werden kann, ist sicher verfrüht. Es 
gibt durchaus divergierende Vorstellungen, von denen nur 
ein Beitrag zitiert werden soll. Der Sonderarbeitskreis 
der Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder 
hat sich in seinem Bericht zur »Neuordnung der Staatlichen 
Mittelinstanz« zur Frage der Zuständigkeit für Raumord­
nung und Landesplanung in der Ebene der staatlichen Mit­
telinstanz geäußert. Der Sonderarbeitskreis vertritt dabei 
die Auffassung, daß es zwingend geboten sei, u. a. die 
Raumordnung und Landesplanung den Behörden der staat­
lichen Mittelinstanz zuzuweisen. Eine von anderer Seite 
empfohlene Parlamentarisierung dieser Behörden schließt 
er mit dem Hinweis auf die Gefahr einer Aushöhlung der 
verfassungsrechtlichen Stellung von Landtag und Landes­
regierung aus5«. 

l Albers, G.: Regionalplanung in Verdichtungsräumen (V:or­
trag). S. 32-50 in: Regionalplanung. - Köln __l'.)66. = _Insmut 
für Siedlungs- und Wohnungswesen der Westfahschen W1lhelms­
Universität Münster. Beiträge und Untersuchungen, Bd. 63. 
s. 47. 
2 Ernst, W.: Möglichkeiten und Grenzen der Landes~lanung 
in unserer Zeit (Vortrag). (Hrsg.:) Landesplanungsgememschaft 
Westfalen. - Münster (Westf.) 1971. S. 25. 
3 Raumordnung, ein europäisches Problem. Bericht der Bera­
tenden Versammlung. - Europarat 1968. S. 114. 
4 Europarat. Dokument CMAT (70) 11. S. 8. 

Die Wirkungsebene der staatlichen Mittelinstanz ist im 
System der Raumplanung der Ebene der regionalen Raum­
planung gleichzusetzen, und zwar unabhängig davon, ob 
die Planungsräume der Regionalplanung und die Verwal­
tungsbezirke der staatlichen Mittelinstanz deckungsgleich 
sind. Das deutet im Vergleich der Zitate auf die Spannung 
hin, in der die Frage nach einer bürgerschaftlichen Beteili­
gung an der Entscheidungsfindung in der Regionalplanung 
weiterhin steht. 

3. 

Die erheblichen Unterschiede in der Praxis und der feh­
lende Konsens über Grundfragen der Regionalplanung, 
der in der Diskussion um Trägerschaft und Organisations­
formen der Regionalplanung immer wieder deutlich wird, 
schließen es aus, Möglichkeiten und Grenzen der bürger­
schaftlichen Beteiligung an einer allgemeingültigen Darstel­
lung der Entscheidungsfindung in der Regionalplanung 
aufzuzeigen. Von der Aufgabenstellung her ergeben sich 
jedoch einige Anhaltspunkte, die eine Abgrenzung der 
wichtigsten Abschnitte des Entscheidungsprozesses erlau­
ben. Die Regionalplanung trifft ihre Entscheidungen im 
vorgegebenen Rahmen der Grundsätze und Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung. Sie füllt diesen Rah­
men mit der Erarbeitung eines Entwicklungskonzepts 
- überwiegend in der Form eines regionalen Entwicklungs­
plans - aus. Der Entscheidungsprozeß beginnt dabei nicht 
erst beim Abklären divergierender Meinungen der Beteilig­
ten über Einzelfragen. Schon bei den Entwurfsarbeiten des 
Planers setzt der Entscheidungsprozeß ein. Der Entwurf, 
der in aller Regel die Grundlage für das formale Erarbei­
tungsverfahren des Planes bildet, wird bereits unter Ab­
wägung alternativer Entwicklungsmöglichkeiten gestaltet. 
In diesem Planungsstadium werden Strukturen des Planes 
bestimmt, die selbst bei sehr intensiver Berücksichtigung 
der im Erarbeitungsverfahren vorgetragenen Bedenken 
und Anregungen der Beteiligten erhalten bleiben. So ge­
sehen, beginnt der Prozeß der Entscheidungsfindung in 
der Regionalplanung bereits bei der Wahl des Planers. Bei 
dieser Sachlage ist es bemerkenswert, wie wenig Bedeutung 
dem Verhältnis Stab-Linie in der Diskussion der Raum­
planung in der regionalen Ebene beigemessen wird. 

Das Stadium der Entwurfsarbeiten liegt außerhalb der 
rechtlichen Regelung des Planungs- und Entscheidungsvor­
ganges. Hier ergibt sich zwar die Möglichkeit, einige we­
sentliche Grundfragen der anzustrebenden Entwicklung des 
Planungsraumes durch die zuständigen Organe des Trägers 
der Regionalplanung entscheiden zu lassen. überwiegend 
ist aber der Planer tätig. In seiner Arbeit entscheidet sich, 
ob der Grundraster des Planentwurfs mehr eine formale 
Übertragung von Planungsgrundsätzen und Entwicklungs­
zielen aus dem größeren Raum bildet oder ob er unter Be­
rücksichtigung dieser Grundsätze und Ziele in starkem Ma­
ße von den Bedürfnissen und Ansprüchen der im Planungs-

5 Neuordnung der Staatlichen Mittelinstanz (Mittelinstanz­
Bericht). (Hrsg.:) Sonderarbeitskreis der Ständigen Konferenz 
der Innenminister der Länder. - 1973. 
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raum lebenden Menschen bestimmt wird. Das Maß der 
bürgerschaftlichen Beteiligung kann nur sehr begrenzt sein. 
Es beschränkt sich in dieser Phase der Planung auf Kon­
takte des Planers mit Repräsentanten von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden, in denen Vorstellungen über die wei­
tere Entwicklung und eigene Planungsabsichten vermittelt 
und erörtert werden. Die Erfahrung zeigt, daß es für die 
nachfolgende Phase der Planerarbeitung von Vorteil ist, 
wenn sich diese Kontakte nicht nur auf die Verwaltung be­
schränken, sondern auch schon Vertreter des Rates einbe­
ziehen. Für den Planer selbst können diese Gespräche nütz­
liche Hinweise für die Entwurfsarbeiten vermitteln. Bei 
den kommunalen Partnern kann mit der Vorlage des Plan­
entwurfs nicht der Eindruck entstehen, als würde von au­
ßen in ihren Kompetenzbereich hineinregiert. Für das for­
male Erarbeitungsverfahren werden die Voraussetzungen 
eines partnerschaftlichen Zusammenwirkens verbessert. 

4. 

In der anschließenden Phase erfolgt die Information der 
Beteiligten über die im Entwicklungskonzept textlich und 
zeichnerisch enthaltenen Zielvorstellungen, die Meinungs­
bildung der Beteiligten, die Abgabe und die Diskussion 
ihrer Stellungnahme. Diese Phase ist in aller Regel recht­
lich bestimmt. Als Beispiel für die folgenden Anmerkungen 
wurden das in Nordrhein-Westfalen vorgeschriebene V er­
fahren und die im Rahmen dieses Verfahrens im Planungs­
raum der Landesplanungsgemeinschaft Westfalen gewonne­
nen Erfahrungen als Anhalt benutzt. 

In Nordrhein-Westfalen hat der Gesetzgeber bestimmt, 
daß die Gebietsentwicklungspläne, in denen die regionalen 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung festgelegt 
werden, von den Landesplanungsgemeinschaften unter Mit­
wirkung aller gebietsmäßig beteiligten Behörden, Gemein­
den und Gemeindeverbänden erarbeitet werden6• Nach den 
Bestimmungen der das Verfahren regelnden Durchfüh­
rungsverordnung ist den Beteiligten unter Vorlage des 
Planentwurfs mindestens eine Frist von drei Monaten für 
die Möglichkeit zu geben, Bedenken und Anregungen zum 
Entwurf vorzutragen. Nach dieser Frist sind die vorge­
brachten Bedenken und Anregungen mit dem Auftrag zu 
erörtern, einen Ausgleich der Meinungen anzustreben7• 

Das skizzierte Verfahren sieht also eine Beteiligung der 
Bürger des Plangebietes am Prozeß der Planung und der 
Entscheidungsfindung über die gewählten Vertreter in den 
Parlamenten der gebietsmäßig beteiligten Gemeinden und 
Gemeindeverbänden vor. Zumindest ist die Möglichkeit 
dazu eingeräumt worden. Diese Einschränkung der Aussa­
ge ist notwendig, weil es im Rückblick durchaus nicht über­
all selbstverständlich erschien, daß die Mitwirkung bei der 
Regionalplanung eine Aufgabe der politischen Vertretun-

6 Landesplanungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. August 1972. GV. NW. 1972. S. 244. 
7 Zweite Durchführungsverordnung zum Landesplanungsge­
setz vom 30. Juli 1963. GV. NW. S. 265. 

gen und nicht eine Angelegenheit der laufenden Verwal­
tung ist. Es ist nicht zu übersehen, daß sich in diesem Punkt 
im Laufe der Zeit eine deutliche Wandlung vollzogen hat. 
Das Interesse der Kommunalpolitiker an der Regionalpla­
nung hat sich verstärkt. Das kommt nicht allein darin zum 
Ausdruck, daß die Zahl der von den Gemeinden und Ge­
meindeverbänden angeforderten Entwurfsexemplare zu­
nimmt. Anzahl und Ausmaß der Erörterungen in den Rä­
ten und ihren Ausschüssen steigen ebenso. Einige Vertre­
tungen beschränken sich nicht mehr auf die Darstellung 
des Planentwurfs durch die Verwaltung, sondern zeigen 
Interesse an einer Erläuterung des Plankonzepts durch die 
Verfasser des Planes selbst. 

Die Landesplanungsgemeinschaft Westfalen weitet die 
Basis der Meinungsbildung und der Information noch wei­
ter aus, als es die genannte Durchführungsverordnung vor­
schreibt. Sie gibt auch den Institutionen der funktionalen 
Selbstverwaltung und weiteren Mitgliedern mit raumbe­
deutsamen Aufg~ben Gelegenheit, zu dem Planentwurf 
Stellung zu nehmen. Sie informiert zudem in Veranstal­
tungen der Volkshochschulen und vor anderen interessier­
ten Kreisen über die Grundlagen der Planungen und die 
Entwicklungskonzeption, weniger in der Überzeugung, aus 
den damit verbundenen Diskussionen entscheidende neue 
Gesichtspunkte zu gewinnen, als in dem Bemühen, einen 
weiten Teil der im Planungsraum lebenden Menschen we­
nigstens über Information an der Entwicklungsplanung 
für ihren weiteren Lebensraum teilnehmen zu lassen. 

Das Fazit solcher Informationsveranstaltungen gibt kei­
nen Anhaltspunkt dafür, daß auf der Stufe der Regional­
planung ein wesentlicher Gewinn erreicht wäre, wenn der 
eigentliche Entscheidungsprozeß noch bürgernäher gesucht 
würde. Eine sachgerechte Einstellung auf die Entscheidungs­
situation der Regionalplanung, die notwendigen Kenntnis­
se der zu berücksichtigenden Entwicklungsprozesse, die Ein­
sicht in die vielfältigen Restriktionen der Entwicklung, hin­
reichende Kenntnisse der Rechtsgrundlagen und der recht­
lichen Konsequenzen, die Fundierung eines angemessenen 
Standpunktes - das läßt sich nicht in einer nur relativ kur­
zen Konfrontation mit dem Planentwurf erreichen. Schon 
für die politischen Repräsentanten der Bürgerschaft in den 
Kommunen, die mit Planungsfragen für ihren Zuständig­
keitsbereich laufend beschäftigt sind, bedeutet die Umstel­
lung auf die Planung für die größere Raumgemeinschaft 
einen hohen Anspruch. Die Bemühungen darum, die Vor­
aussetzungen der Mitwirkung der Mandatsträger der Ge­
meinde und Gemeindeverbän.de zu verbessern, erscheint 
deshalb als wirkungsvollster Weg, in dieser Planungsphase 
die Entscheidungsfindung in der Regionalplanung von der 
Basis her effektiver zu gestalten. 

5. 

Die Beteiligung der Bürger des Planungsraumes über 
ihre gewählten Vertreter in den kommunalen Parlamenten 
beschränkt sich in dem für Nordrhein-Westfalen geltenden 
Verfahren nicht auf die Erarbeitung und Abgabe von Stel­
lungnahmen zum Entwurf des Gebietentwicklungsplans. 
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Im Rahmen des anzustrebenden Ausgleichs der Meinungen 
sind sie intensiver als bei anderen Planungsverfahren in 
den Entscheidungsprozeß eingeschaltet. 

Der Begriff der Meinung muß in diesem Zusammenhang 
aufgewertet werden. Meinung umfaßt hier die Vorstellun­
gen der Beteiligten von der zukünftigen Entwicklung des 
eigenen Zuständigkeitsraumes und das Ergebnis des Ver­
gleichs mit den im Planentwurf vorgesehenen Entwick­
lungszielen. Sie wird verständlicherweise von der besonde­
ren Interessenlage der Beteiligten geprägt. Im Ausgleich 
der Meinungen konkurriert nun das jeweils partielle In­
teresse jedes Beteiligten mit dem die Regionalplanung be­
gründenden Interesse, die planerischen Voraussetzungen für 
eine bestmögliche räumliche Entwicklung für die Menschen 
der größeren Raumgemeinschaft zu schaffen. Das Ziel eines 
Meinungsausgleichs ist nur zu erreichen, wenn und soweit 
es gelingt, das partielle Interesse dem Gesamtinteresse an­
zupassen. Das Verfahren sieht nicht vor, diesen Anpas­
sungsprozeß der Entscheidungsfindung sogleich einem Be­
schlußorgan zu überlassen. Gefordert ist vielmehr zunächst 
das Bemühen um eine Annäherung der Standpunkte unter 
den Planungspartnern auf der Basis des Planentwurfs. Der 
Planer übernimmt dabei die Rolle des Vermittlers und die 
Aufgabe, eine mit den vorgegebenen Grundsätzen und Zie­
len der Raumordnung und Landesplanung vereinbare Lö­
sung zu sichern. 

Mit diesem Hinweis kann nur angedeutet werden, wel­
cher Anspruch an die Vertreter der Gemeinden und Ge­
meindeverbände beim Ausgleich der Meinungen gestellt 
wird. Der Erfüllungsgrad dieses Anspruchs ist sehr unter­
schiedlich. Die Praxis zeigt erwartungsgemäß mangelnde 
Bereitschaft, den eigenen Standpunkt zu überprüfen und 
den Interessenbereich der anderen Planungspartner hinrei­
chend zu berücksichtigen. Sie liefert aber auch Beweise da­
für, daß die gebotene Chance einer Mitwirkung im Rah­
men der Regionalplanung mit dem dafür erforderlichen 
Verständnis der Aufgabe wahrgenommen wird . 

Im Raum der Landesplanungsgemeinschaft Westfalen 
wird versucht, dieses Verständnis und die Ausschöpfung 
der gebotenen Chancen in zahlreichen Gesprächen mit den 
Beteiligten zu erreichen. Die Gespräche sind erfahrungsge­
mäß aber nur dann mit Erfolg zu führen; wenn der Kreis 
der Gesprächspartner nicht nur die Abgabe von gegenseiti­
gen Erklärungen, sondern ein Wechselgespräch der Teil­
nehmer ermöglicht. Die notwendige Konsequenz ist die 
Delegierung von Mandatsträgern für diese Verhandlungen. 
Damit ergibt sich in der Praxis ein neues Problem. Auf der 
einen Seite kann das Ziel der Verhandlungen nur erreicht 
werden, wenn die Delegierten autorisiert sind, die zuvor 
abgegebenen Stellungnahmen zum Planentwurf zu modifi­
zieren. Auf der anderen Seite ist häufig die Neigung der 
Parlamente nicht sehr groß, den Verhandelnden den Spiel­
raum für eine wesentliche Korrektur der Standpunkte frei­
zugeben. Das Verfahren kann so zeitaufwendig werden, 
daß sich durchaus die Frage stellt, ob es in der praktizier­
ten Form weiter durchgeführt werden kann. 

Auch in diesem Zusammenhang wird eine Erfahrung be­
stätigt, die für den gesamten Prozeß der Entscheidungsfin-

dung in der Regionalplanung gilt: Die Mitwirkung der 
von der Planung Betroffenen kann um so intensiver sein, 
je mehr die Mitwirkung delegiert wird auf gewählte Ver­
treter, deren Kreis sich im Verlauf des Prozesses notwen­
digerweise ständig reduzieren muß. Das scheint zwar ge­
gen die Forderung einer möglichst bürgernahen Raumpla­
nung zu sprechen, ist der Sache nach aber eine unabdingba­
re Voraussetzung für die prinzipielle Erfüllung dieser 
Forderung. 

6. 

Ein voller Ausgleich der Meinungen ist bisher bei den 
Verfahren zur Erarbeitung räumlicher Teilabschnitte des 
Gebietsentwicklungsplans der Landesplanungsgemeinschaft 
Westfalen noch nicht gelungen8• Es bleibt in der folgenden 
Phase des Entscheidungsprozesses den dafür zuständigen 
Beschlußgremien und gegebenenfalls der Genehmigungsbe­
hörde vorbehalten, im Zusammenhang mit der formalen 
Aufstellung und der Genehmigung des Planes abschließend 
zu entscheiden. Die Arbeit der in dieser Phase tätigen Be­
schlußgremien für die Regionalplanung ist ein wichtiger 
Beitrag zum Entscheidungsprozeß. Sie erscheint vielen Teil­
nehmern an der Diskussion um Trägers.chaft und Organi­
sationsform der Regionalplanung so dominant, daß sich 
für sie die Frage nach einer effektiven Teilnahme der kom­
munalen Selbstverwaltung an der Regionalplanung auf 
deren Repräsentanz in den Beschlußorganen verkürzt. Die­
se Einschätzung ist nur verständlich, wenn die Möglich­
keiten der Mitwirkung der kommunalen Selbstverwaltung 
bei der Entscheidungsfindung in den vorausgehenden Ab­
schnitten des dargestellten Prozesses nicht bekannt sind. 
Ein Beschlußorgan kann die Mitwirkung in der Breite und 
der Intensität allein nicht so sicherstellen, wie es heute in 
Nordrhein-Westfalen im Verlauf der Erarbeitung des Pla­
nes erreicht werden kann. Beschlüsse müssen in der Regio­
nalplanung wie überall im öffentlichen Bereich vorberei­
tet werden. Zwischen der Vorbereitung der Beschlüsse und 
den Beschlüssen selbst besteht eine so intensive Beziehung, 
daß eine Trennung der Verantwortung vermieden werden 
sollte. 

Damit gewinnt das Verhältnis des Planers zum Be­
schlußorgan und zu den am Planungsprozeß Beteiligten an 
Gewicht. Vom Planer gehen die Ansätze des Planes aus, er 
gestaltet den Entwurf, er stellt den Kontakt der Planungs­
partner untereinander her, er wirkt auf einen mit den 
Grundsätzen und Zielen der Raumordnung und Landes­
planung vereinbaren Ausgleich der Meinungen hin, er be­
reitet Arbeit und Beschlüsse der Beschlußorgane vor. Beim 
Planer entscheidet sich unabhängig von den mannigfaltigen 
Organisationsformen der Regionalplanung auch mit, wie­
weit nicht nur die Bedürfnisse und Raumansprüche der 
Bevölkerung, sondern auch ihre Vorstellungen von der an-

8 Die Abgrenzung der Teilabschnitte erläutert Langer, H.: 
Abgrenzung von Planungsräumen in Westfalen. In: Theorie 
und Praxis ?ei_ der Abgrenzung von Planungsräumen, darge­
stellt am Be1sp1el Nordrhein-Westfalens. - Hannover 1972. = 
Veröffentlichungen der Akademie für Raumforschung und Lan­
desplanung. Forschungs- und Sitzungsberichte, Bd. 77. S. 67. 
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zustrebenden Entwicklung ihres Lebensraumes in der Re­
gionalplanung berücksichtigt werden. Das fordert ein be­
sonderes Vertrauensverhältnis zwischen Planer und Pla­
nungspartnern. Es würde gerade unter dem Gesichtspunkt 

der Beteiligung der bürgerschaftlichen Mandatsträger an 
der Planung zu wünschen sein, daß die Rolle des Planers 
bei der Diskussion um Trägerschaft und Organisationsform 
der Regionalplanung besonders bedacht wird. 

KLAUS FISCHER 

Regionalplanung unter bürgerschaftlicher Beteiligung? 

Möglichkeiten und Grenzen aus der Sicht der Planungspraxis 

Bürgerschaftliche Beteiligung ist in der Stadtplanung 
häufig, in der Regionalplanung nahezu gar nicht disku­
tiert und praktiziert worden. Dies hat insbesondere drei 
Gründe: 

1. Regionalplanung ist zu wenig institutionalisiert und 
von der traditionellen Verwaltung bisher kaum akzep­
tiert. 

2. Regionalplanung ist zu komplex und abstrakt, zudem 
in ihrer räumlichen Konsequenz meist zu weit entfernt. 

3. Regionalplanung berührt den Bürger nicht unmittelbar 
und liegt mit ihren Auswirkungen zu weit in der Zu­
kunft. 

Diese - ganz allgemein - Distanz zum Effekt und zum 
Problem, die natürlich für die Landesplanung in noch weit 
stärkerem Maße gilt, macht bürgerschaftliche Beteiligung 
auf überkommunaler Ebene so schwierig. Dabei liegt die 
Problematik nicht nur in der Motivationsschwierigkeit, 
sondern auch auf der Organisations- und Kostenseite - was 
allzu leichtfertig meist übersehen wird. Die Problematik 
bürgerschaftlicher Beteiligung auf regionaler Ebene ist 
damit offenkundig. Wahrscheinlich wird es auch nicht 
gelingen, Verwaltung und Bürgerschaft in näherer Zukunft 
»partizipationsfähig« zu mach.en; um so mehr sollte des­
halb die Vorstufe bürgerschaftlicher Beteiligung, nämlich 
die Informationstätigkeit, aktiviert werden 1. Die vorhan­
dene Informationslücke gilt es zunächst zu schließen, wenn 
bürgerschaftliche Beteiligung überhaupt einen Sinn haben 
soll. Wie Öffentlichkeitsarbeit in der regionalen Entwick­
lungsplanung betrieben werden könnte, versucht Abb. 1 
zu veranschaulichen1. 

Die bislang in der Regionalplanung praktizierte Öffent­
lichkeitsarbeit hat allerdings mehr eine Alibifunktion. Dies 
erklärt sich damit, daß zwei Kategorien von Regionalplä­
nen noch stark vertreten sind: »Schubladenpläne«, die oh­
nehin nicht auf Effizienz angelegt sind und zur Stabilisie­
rung einmal zugewiesener Kompetenzen gern aufgestellt 
werden, und »ferngesteuerte Regionalpläne«, also von 

1 Fischer, Klaus: Offent!ichkeitsarbeit für die Regionalplanung. 
Informationsziel, Informationsmittel, Informationstechnik. S. 
75-86 in: Offent!ichkeitsarbeit für Raumordnung und Landes­
planung. Chancen, Möglichkeiten, Techniken. Tagungsbericht 
über das Kontaktseminar für Landes- und Regionalplanung, 
veranstaltet vom Institut für Raumoridnung am 14. und 15. De­
zember 1972. - Bonn-Bad Godesberg 1973. = Mitteilungen aus 
dem Institut für Raumordnung, H. 78. 

Gutachtern auftragsgemäß verfertigte Planvorlagen, die 
auf unmittelbare Konfrontation mit der Realität ohnehin 
nicht angelegt sind. Von diesen beiden Plankategorien 
werden regionale Raumordnungspläne meist als »Geheim­
papiere« behand-elt, die erst dann einer breiten tiffent!ich­
keit bekannt gemacht werden, wenn das förmliche Verfah­
ren es vorschreibt. Denn man weiß, daß detaillierte Erläu­
terungen nur zu längeren Beratungen führen und manches 
Problem sich leichter durch »Nichtansprache« lösen läßt. 
Konkrete Beispiele für diese Vorgehensweise bieten man­
che Straßenplanungen. Wird eine bestimmte Linienführung 
in einem raumplanerischen Verfahren oder einem Plan­
feststellungsverfahren diskutiert, so ist es für Änderungen 
leicht zu spät. Es hat sich in den meisten Beratungen das 
Argument bewährt, daß entweder jeder zustimmen müsse 
oder die Straße erst in fernerer Zukunft gebaut werden 
könne. Andererseits: Eine frühzeitige Stellungnahme der 
Betroffenen - aufgrund zufälliger Informationen abgege­
ben - wird normalerweise damit abgetan, daß noch keiner­
lei Festlegungen getroffen seien. Gängige Einwände sind 
auch der Hinweis auf sogenannte Sa,chzwänge oder das 
Errichten von Vokabelzäunen. Mit diesen Verhaltensnor­
men der Planungspraxis sind zugleich die vier Grund­
schwierigkeiten der bürgerschaftlichen Beteiligung offenge­
legt: 

Informationsmonopol der Verwaltung, 
getroffene Vorentscheidungen in der Verwaltung, 
mangelnde Informiertheit und Sachkenntnis der Bürger­
schaft, 
Verständnisschwierigkeiten zwischen Fachleuten und 
Laien. 

Partizipationslisten und Gegenpläne 

Sind so aus regionaler Sicht die Schwierigkeiten darge­
legt und wird die Notwendigkeit bürgerschaftlicher Betei­
ligung unterstellt, so ist die Frage nach den zweckmäßig­
sten Beteiligungsmöglichkeiten abzuklären. übersieht 1 
stellt in Matrixform die verschiedenen Beteiligungsarten 
den wichtigsten regionalen Planungsfragen gegenüber. Ei­
ne sorgsame Analyse macht deutlich, daß die gesamte Pa­
lette der Informationstätigkeit in allen Fällen notwendig 
ist; Befragungen und Bürgeraktionen sind insbesondere bei 
konkreten Sachfragen zweckmäßig, während Planspiele 




